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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Herausgabe des Reichskriegsblatts. 
Erlaß vom 12. April 1917 (emm S. 127). 
TS * Reichsamt des Innern hat die Herausgabe des Reichskriegsblatts eingeſtellt. 
Nach Bere 


ö inbarung mit dem enannten Reichsamt ſetzt der Verlag Reimar Hobbing, 
Berlin Sw. 61, das Reichskriegsblatt als eigenes Unternehmen fort. 


TTT oi: ̃7˙ 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Schifferbetriebsverband der märkiſchen Waſſerſtraßen. 


` zung e auf Grund der Verordnung über die Errichtung von 


— | n in der Binnen iffahrt vom 18. Auguſt 1917 (RG Bl. 
S. 720) errichteten ge per band der märkiſchen Waſſerſtraßen“ 
vom 14. Februar 1919. 


Auf Grund des Artikels II $ 1 der Verordnung über die Errichtung von Betriebs- 


verbänden in der Binnenſchiffahrt bom 18. Auguſt 1917 (RGBl. S. 720) wird nachſtehende 
Satzung erlaſſen: f 


I. 
ee Sik und Bezirk des Betriebsverbandes, Zweck des Verbandes, 
Ga Geſchäftsbeginn, Beiträge. 
8 1. N f 
dë A Name, Sitz und Bezirk. 
Die Beſitzer von Binnenſchiffen, welche im Bezirke der märkiſchen Waſſerſtraßen Be, 
heimatet find, werden zu einem Betriebsverbande vereinigt. Ausgenommen ſind Dampf 


g er⸗ 
beſitzer, Geſellſchaften und diejenigen Befiger von Binnenſchiffen, die nicht als Kleiuſchiffer 


mme 
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anzuſehen find. Als Kleinſchiffer iſt in der Regel derjenige anzuſehen, der nicht mehr als 
2 Binnenſchiffe beſitzt. In Streitfällen, ob ein Schiffer als Kleinſchiffer im Sinne dieſer 
Beſtimmung anzuſehen iſt, entſcheidet die Schiffahrtsabteilung auf Anrufen des Vorſtandes 
und nach Anhörung des betreffenden Mitglieds endgültig über dieſe Zugehörigkeit. 

Der Verband führt die Bezeichnung 


„Schifferbetriebsverband der märkiſchen Waſſerſtraßen“ 
und hat ſeinen Sitz in Berlin. 
use 
Zweck des Verbandes. 
Zwecke des Verbandes ſind: 
1. ſtändige Beobachtung des Schiffs⸗ und Güterverkehrs auf den märkiſchen 
Waſſerſtraßen; 
2. Bereithaltung und Ausnutzung der Binnenſchiffe für Transporte der Kriegs- und 
Übergangswirtſchaft; 

3. Mitwirkung bei Frachtfeſtſetzungen durch Aufnahme eines Vorſtandsmitglieds in 

den Frachtausſchuß für die märkiſchen Waſſerſtraßen; 

4. Mitwirkung bei der Beſchaffung, Verteilung und Überwachung von Schiffs- 
mannſchaften, Betriebsſtoffen und Betriebsbedarfsgegenſtänden für die Fahrzeuge 
der Mitglieder; 

5. den unterſtützungsbedürftigen Mitgliedern, insbeſondere denen, die durch den 
Krieg in Not geraten ſind, aus eigenen oder öffentlichen Mitteln Beihilfen zu 
verſchaffen. 

8 8. 


Geſchäftsbeginn. 
Der Verband übernimmt die ihm nach der Verordnung vom 18. Auguſt 1917 
(RGBl. S. 720) und 8 2 dieſer Satzung zugewieſene Tätigkeit vom 15. Februar 1919 an. 


8 4. 
Beiträge. 
Die Mitglieder haben für jedes in ihrem Beſitze befindliche Fahrzeug einen Jahres- 
beitrag von 0,04 M pro Tonne Tragfähigkeit zu zahlen. 
Den Zeitpunkt der Einzahlung beſtimmt der Vorſtand. Werden die Beiträge nicht 
innerhalb der geſetzten Friſt entrichtet, ſo werden ſie auf Antrag des Vorſtandes nach den 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Beitreibung öffentlicher Abgaben beigetrieben. 


DIE 
Verwaltung und Vertretung des Verbandes. 
8 5. 
Verbandsorgane. 
Organe des Verbandes ſind: 
1. die Verſammlung der Mitglieder; 
2. der Vorſtand; 
3. der oder die Geſchäftsführer. 
N 8 6. 
Mitgliederverſammlung, Stimmrecht. 
Die Mitgliederverſammlung beſteht aus ſämtlichen Mitgliedern. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Die Mitglieder können ſich in der Verſammlung durch Bevollmächtigte vertreten 
laſſen. Die Vollmacht gilt nur für die einzelne näher zu bezeichnende Mitgliederverſamm⸗ 


lung. Sie bedarf der Schriftform und kann nur einem anderen Mitglied des Verbandes 
erteilt werden. 


Die Schiffahrtsabteilung iſt befugt, an den Mitgliederverſammlungen durch einen 
Vertreter mit beratender Stimme teilzunehmen. ? 
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8 7. 
Gegenſtände der Beſchlußfaſſung. 

Die Mitgliederverſammlung hat: 

den Vorſtand bezw. die Vorſitzenden zu wählen, ſoweit eine Wahl vorgeſehen 
iſt (vergl. § 11); WE, Se 
den Rechenſchaftsbericht des Vorſtandes und des Geſchäftsführers entgegen⸗ 
zunehmen und ihnen Entlaſtung zu erteilen; g e 
ſich über die Frachtordnung und den Frachttarif gutachtlich zu äußern; 
über alle ihr von der Schiffahrtsabteilung oder dem Vorſtand unterbreiteten 
Angelegenheiten zu beraten und zu beſchließen; Sp d 
Anträge aus ihrer Mitte ſowie Beſchwerden der Mitglieder über Maßnahmen 
des Vorſtandes durch Beſchluß zu erledigen. 

Der Vertreter der Schiffahrtsabteilung kann Beſchlüſſe wegen Verletzung der Geſetze, 

der Satzung oder öffentlicher Intereſſen beanſtanden. Die Schiffahrtsabteilung entſcheidet 
über die Berechtigung der Beanſtandungen. Die Ausführung der beanſtandeten Beſchlüſſe 


hat ſolange zu unterbleiben, bis die Schiffahrtsabteilung die Beanſtandung für unberechtigt 
erklärt hat. 
8 8. 


Einberufung. 
„Die Mitgliederverſammlung wird durch den Vorſitzenden des Vorſtandes berufen. 
Die Berufung erfolgt, ſo oft es das Intereſſe des Verbandes erfordert, mindeſtens jedoch 
einmal in jedem Geſchäftsjahr, und zwar ſpäteſtens am 15. Februar. 

Der Vorſitzende iſt verpflichtet, unverzüglich eine Mitgliederverſammlung zu berufen, 
wenn dies von der Schiffahrtsabteilung, dem Vorſtand oder mindeſtens einem Zehntel 
der Mitglieder ſchriftlich unter Angabe des Zweckes und des Grundes beantragt wird. 

ett 
Vorſitz, Form der Einberufung. 

Der Vorſitzende des Vorſtandes iſt zugleich der Vorſitzende der Mitgliederverſammlung. 

Die Einberufung der Mitgliederverſammlung erläßt der Vorſitzende unter Angabe der 
Tagesordnung durch öffentliche Bekanntmachung. i 

Die Schiffahrtsabteilung und die Vorſtandsmitglieder hat der Vorſitzende durch ein- 
geſchriebenen Brief unter Angabe der Tagesordnung beſonders einzuladen. 

Zwiſchen der öffentlichen Bekanntmachung bezw. beſonderen ſchriftlichen Einladung 


und der Mitgliederverſammlung muß, abgeſehen von dringenden Füllen, eine Frift von 
mindeſtens 2 Wochen liegen. 
9 10. 


f Beſchlußfaſſung, Niederſchrift. 
.Die Mitgliederverſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Mit⸗ 
glieder beſchlußfähig. Sie faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Über die Beſchlüſſe der Verſammlung iſt eine 
Niederſchrift aufzunehmen, die vom Vorſitzenden vollzogen wird. Abſchrift iſt der Schiff⸗ 
fahrtsabteilung zu erteilen. 
EG, 


Vorſtand. 
Der Vorſtand beſteht aus 5 Mitgliedern, von denen zwei nicht Mitglieder des Ver⸗ 


Son 


bandes zu fein brauchen. Zwei Vorſtandsmitglieder entſendet die Transportgenoſſenſchaft 


zu Berlin E. G. m. b. H., eins der Central⸗Verband der Schiffer⸗Innungen⸗Vereine und 
Freunde der Binnenſchiffahrt E. V. in Berlin, und zwei werden auf Vorſchlag der Mit⸗ 
gliederverſammlung durch die Schiffahrtsabteilung ernannt. 

Der Vorſtand ſetzt ſich zuſammen aus dem Vorſitzenden, dem ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden und drei Beiſitzern. Den Vorſitzenden und den ſtellvertretenden Vorſitzenden wählt 
die Mitgliederverſammlung aus der Reihe der Vorſtandsmitglieder. Die Amtsdauer des 
Vorſtandes beträgt 1 Jahr. 

Das Amt des Vorſitzenden und der anderen Mitglieder des Vorſtandes iſt ein Ehrenamt. 

Vorſtandsmitglieder haben, ſofern ſie nicht Mitglieder des Verbandes ſind, in der 
Mitgliederverſammlung kein Stimmrecht. 8 f 

Der Vorſtand vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die 
Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 


8 


e 
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8 12. 
Befugniſſe. 
Dem Vorſtande liegen insbeſondere ob: 
1. die Aufſtellung und laufende Führung eines Verzeichniſſes der Mitglieder des 
Verbandes; 
die Aufſtellung der Jahresrechnung und die Erſtattung des Rechenſchaftsberichts 
an die Schiffahrtsabteilung und die Mitgliederverſammlung; 
die Anſtellung des Geſchäftsführers und ſonſtiger Verbandsangeſtellten; 
die Durchführung der Anordnungen der Schiffahrtsabteilung und der Beſchlüſſe 
der Mitgliederverſammlung, die Überwachung und Beobachtung derſelben bei 
den Mitgliedern, die Errichtung etwaiger von der Schiffahrtsabteilung angeord⸗ 
neten Bezirksſtellen; 
5. die Verhängung von Ordnungsſtrafen; 
6. die Vorbereitung aller auf die Tagesordnung der Mitgliederverſammlung zu 
ſetzenden Angelegenheiten; 
7. alle übrigen Geſchäfte, ſoweit ſie nicht durch die Satzung der Mitgliederverſamm⸗ 
lung oder dem Geſchäftsführer überwieſen find. 


SCH 


9 13. 
Sitzungen. v 

Der Vorſtand tritt zuſammen, fo oft der Vorſitzende dies für erforderlich hält, 
mindeſtens jedoch einmal in jedem Kalendervierteljahre. 

Der Vorſitzende iſt verpflichtet, unverzüglich eine Sitzung des Vorſtandes einzuberufen, 
wenn dies von der Schiffahrtsabteilung oder mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern ſchrift⸗ 
lich unter Angabe des Zweckes und des Grundes beantragt wird. 

Zu den Vorſtandsſitzungen hat der Vorſitzende die Schiffahrtsabteilung und die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder durch eingeſchriebenen Brief einzuladen. 

Die Schiffahrtsabteilung iſt befugt, an den Sitzungen durch einen Vertreter mit 
beratender Stimme teilzunehmen. 8 7 Abſ. 2 findet entfprechende Auwendung. 


§ 14. 
Beſchlußfaſſung, Niederſchrift. 

Der Vorſtand iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit von drei Mitgliedern einſchließlich des 
Vorſitzenden oder feines Stellvertreters. Er faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Über die Beſchlüſſe des Vorſtandes iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die vom Vor⸗ 
ſitzenden vollzogen wird. Abſchrift iſt der Schiffahrtsabteilung zu erteilen. 


815. 
Zeichnungen. 

Schriftliche Erklärungen des Vorſtandes, die den Verband verpflichten ſollen, ſind von 
dem Vorſitzenden und einem Mitgliede des Vorſtandes zu unterzeichnen, ſoweit nicht der 
Vorſtand unter Zuſtimmung der Schiffahrtsabteilung die Befugnis zur Zeichnung von ſchrift⸗ 
lichen Erklärungen des Verbandes dem Geſchäftsführer oder anderen Angeſtellten des 
Verbandes überträgt. 


8 16. 
Geſchäftsführer. 

Zur Führung der laufenden Geſchäfte werden von dem Vorſtand ein oder mehrere 
Geſchäftsführer beſtellt. Die Beſtellung und der mit dem Geſchäftsführer zu ſchließende 
Anſtellungsvertrag bedürfen der Genehmigung der Schiffahrtsabteilung. Dieſe gilt als 
Gr? wenn nicht binnen 10 Tagen feit Zugang des Geuehmigungsantrags Einſpruch er- 

oben iſt. 

Der Geſchäftsführer beſorgt den geſamten Geſchäfts- insbeſondere Schriftverkehr des 
Verbandes, ſoweit er nicht dem Vorſtande vorbehalten iſt, und erledigt die ihm ſonſt vom 
Vorſtand überwieſenen Geſchäfte. 

Die Beſtellung iſt jederzeit widerruflich, unbeſchadet der dem Geſchäftsführer auf Grund 
des Anſtellungsvertrags zuſtehenden Rechte. 


ac 


III. 
Verpflichtungen der Mitglieder. 
8 17. 


Die Mitglieder ſind verpflichtet: 
1. die Zwecke des Verbandes nach jeder Richtung hin zu fördern; 

2. gemäß 8 3 der Bekanntmachung über wirtſchaftliche Maßnahmen in der Binnen⸗ 
ſchiffahrt vom 18. Auguſt 1917 (RGBl. S. 720) nach näherer Anweiſung der 
Schiffahrtsabteilung oder ihrer Beauftragten Fahrten auszuführen, die Transporte 
der Kriegs⸗ oder Übergangswirtſchaft zum Gegenſtande haben; die Durchführung 
und Entſchädigung erfolgt nach den zwiſchen dem Frachtausſchuß und der 
Schiffahrtsabteilung vereinbarten Frachtſätzen und Verfrachtungsbedingungen; 

3. den Verband nach Einnahme jeder neuen Ladung unter Benutzung der von der 
Schiffahrtsabteilung aufzuſtellenden Meldekarte und in der von der Schiffahrts⸗ 
abteilung feſtgeſetzten Zeit über Aufenthaltsort, Verwendung und Beſatzung 
ihrer Schiffe zu unterrichten; 

4. alle zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes getroffenen Anordnungen der 
Schiffahrtsabteilung und des Vorſtandes genau zu befolgen und auf Erfordern 
der Schiffahrtsabteilung, des Vorſtandes oder des Geſchäftsführers jede von 
denſelben zur Erreichung der Verbandszwecke für notwendig erachtete Auskunft 
zu geben, ſoweit erforderlich, unter Vorlegung darauf bezüglicher Schriftſtücke 
und Urkunden. 

IV. 
Auflöſung und Liquidation. 
§ 18. 


45 „Der Betriebsverband wird aufgelöſt, wenn die Verordnung des Bundesrats vom 

bi Auguſt 1917 (RGBl. S. 720) außer Kraft tritt, oder wenn vorher die Schiffahrts⸗ 

e Du n anordnet. Letzteres d von der Schiffahrtsabteilung dem Vorſtande 
e vor ündi Di 5 i d H i 

Pein ce her anzukündigen. Die Auflöſung wird durch die Schiffahrtsabteilung 

Die Liquidation erfolgt durch den oder die Geſchäftsführer, ſofern nicht der Vorſtand 
andere Perſoneu dazu ent V la j 

Über die Verwendung des nach Deckung der Verbindlichkeiten verbleibenden VBerbande- 


vermögens beſchließt die letzte Mitgliederverſammlung. 
W. 

g Schlußbeſtimmungen. 
e 19. 

ge Geſchäftsjahr. 

Das (Weld i ir ) f vi 8 

BL Dezember 01 r iſt das Kalenderjahr, das erſte Geſchäftsjahr endet mit dem 

e 20. 
Der Vorſtand hat fü gel güte 
E e at für jedes verfloſſene Geſchäftsjahr im erſten Monat eine Bilanz 

Ri 2855 ut und Verluſtrechnung aufzuſtellen und dieſe nebſt einem den Vermögens⸗ 

denen d Verhältniſſe den Verbandes darſtellenden Berichte (Jahresbericht) der Mit⸗ 

d Jah bien Me Schiffahrtsabteilung vorzulegen. Die Prüfung und Abnahme 

res rechnung erfolgt durch die Mitgliederverſammlung. 


8 21. 
Die bert 8 Vekaummachungen⸗ | 
1 Geſchäſtsfuh erband ausgehenden Bekanntmachungen find von dem Vorfigenden 
Vom, de gg Kë hrer zu unterzeichnen. Offentliche Bekanntmachungen erfolgen in den 
nd zu beſtimmenden Tagesblättern und Fachzeitſchriften. ` 


8 22. 
Ordnungsſtrafe. 


Wegen ſchuldhafter Verletzung d H i SR , 
N g der Vorſchriften der Bundesratsverord 
18. Auguſt 1917 (RG Bl. S. 720), dieſer Satzung oder der Anordnungen der Seit 
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abteilung oder des Vorſtandes kann der Vorſtand ein Mitglied in eine in die Kaſſe des 
Verbandes fließende Ordnungsſtrafe von 10—100 A nehmen. Wird die Ordnungsſtrafe 
nicht innerhalb einer vom Vorſtand geſetzten Friſt entrichtet, ſo wird ſie auf Antrag des 
Vorſtandes nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Beitreibung öffentlicher Abgaben 
beigetrieben. Im Wiederholungsfalle kann das Mitglied für eine beſtimmte Zeit bei der 
Vergebung von Transporten zurückgeſtellt werden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht dem Mitgliede binnen einer Friſt von 
2 Wochen ſeit Zugang der Entſcheidung die Berufung an die Schiffahrtsabteilung zu. 


VI. 
Übergangsvorſchriften. 
8 23. 
Solange der Vorſtand nicht zuſammengetreten iſt, werden ſeine Befugniſſe ſowie die⸗ 
jenigen des Vorſitzenden durch einen Beauftragten der Schiffahrtsabteilung wahrgenommen. 


Berlin, den 14. Februar 1919. 


Schiffahrtsabteilung beim Chef des Feldeiſenbahnweſens. 
Ulderup, Kapitänleutnant. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 24. Februar 1919. 


Die in Nr. 39 des Reichsgeſetzblatts für 1919 enthaltene Bekanntmachung des 


Reichs⸗Eiſenbahnamts vom 13. Februar 1919 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahn⸗ 
beförderung zu: 

Aſtralit V, 

Donarit V, Donarit A, Donarit I K, 

Sonnit P, S 
Ammon⸗-⸗Fördit. P, 

Rhenanit V, 

. Geſteins⸗Tremonit V, 

. Dominit 18, 

- Ammon-Halalit A, 

. Romperit G, a 

10. Weſtfalit I und II auch Perweſtfalit I und II. 


Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 

ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag 

zu 1 der Dynamit⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Hamburg, 

zu 2 der Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft Carbonit in Hamburg, 

zu 3 der Deutſchen Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Hamburg, 

zu 4 der Aktien⸗Geſellſchaft Siegener Dynamitfabrik in Cöln, 

zu 5 der Rheiniſchen Dynamit⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Cöln, 

zu 6 der Weſtdeutſchen Sprengſtoffwerke Aktien-Geſellſchaft in Dortmund, 

zu 7 der Sprengftoffabriten Hoppeke Aktien⸗Geſellſchaft in Cöln, 

zu 8 der Sprengſtoffwerke Dr. R. Nahuſen u. Cie. Aktien⸗Geſellſchaft in Hamburg, 

zu 9 der Dresdener Dynamitfabrik in Dresden, 

zu 10 der Weſtfäliſch⸗Anhaltiſchen Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Berlin 
erteilt iſt. 


O ADM m 


Im Auftrage. 
III. 1298 von Meyeren. 


ww —B A D vw. = e Kei * r W A dg g "eege, $ Le 
l b "TE Em Te ! 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Lehrlinge im Schornſteinfegergewerbe. 


Auf Grund des § 128 Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung verordne ich hiermit für den 
Umfang des preußiſchen Staate: 

Im Schornſteinfegergewerbe darf der einzelne Meiſter nicht mehr als 1 Lehrling halten 
oder neu einſtellen. e g 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Betriebe, in denen zur Zeit bereits 
mehrere Lehrlinge gehalten werden. Neueinſtellungen dürſen in ihnen aber erſt erfolgen, 
nachdem die vorhandenen Lehrlinge ſämtlich ausgelernt haben oder ſonſt in rechtsgültiger 
Weiſe aus dem beſtehenden Lehrverhältnis ausgeſchieden ſind. Alsdann dürfen auch Be⸗ 
triebe dieſer Art nicht mehr als höchſtens 1 Lehrling halten. 

Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft und gelten 
zunächſt bis zum 31. März 1922. 

Berlin, den 20. Februar 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
2 In Vertretung. 
Dönhoff. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 20. Februar 1919. 


Abdruck vorſtehender, in der nächſten Nummer des Miniſterialblatts zur Veröffentlichung 
kommenden Anordnung überſende ich zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung, ins⸗ 
beſondere auch zur Veröffentlichung durch die Regierungsamtsblätter. Gleichzeitig erſuche 
ich Sie, durch die Anſtellungsbehörden den Bezirksſchornſteinfegermeiſtern wiederholt die 
ſtrenge Befolgung des § 31 der Beſtimmungen über die Anſtellung und die Pflichten der 
Bezirtsſchornſteinfeger vom 31. Oktober 1917 (HMBl. S. 349ff.) einſchärfen zu laſſen. 

In Vertretung. 
IV. 5897/III. — Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Kriegsverſorgung und Kapitalabfindung. 
N Berlin W9, den 11. Januar 1919. 

Die Ausführungsanweiſung vom 29. September 1916 zum Geſetz über Kapitalabfindung 

an Stelle von Kriegsverſorgung (Kapitalabfindungsgeſetz) vom 8. Juli 1916 (RGBl. 
S. 684) wird hierdurch abgeändert wie folgt: 

[die Anderungen |. Anlage]. 
Die abgeänderte Ausführungsanweiſung wird in den Minifterialblättern der Ner- 


waltungen für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des 
Innern veröffentlicht werden. 


Miniſterium Miniſterium für Landwirt⸗ 
für Handel und Gewerbe. ſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung. Im Auftrage. Im Auftrage. 

Mügel. von Meyeren. Weſener. 


Juſtizminiſterium. 


Finanzminiſterium. Miniſterium des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Sachs. von Jarotzky. 
IB Ib 3119 N. f. L. — 1 871 J. M. — III 7497 M. f. H. — 1 15522 F. M. — Vb 17 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


A 


A 


Anlage. 


Die auf Grund der Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz 
über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsverſorgung (Kapitalabfindungsgeſetz), vom 8. Juli 
1916 (RG Bl. S. 684) im Einvernehmen mit den oberſten Militärverwaltungsbehörden er- 
laſſene r 


Ausführungsanweiſung vom 29. Keptentber 1916 
iſt durch miniſterielle Verfügung vom 11. Januar 1919 [vorſtehend]! abgeändert wie folgt: 


1 
Zu Nr. 1 der Bekanntmachung. 
Fällt fort. 
2. 


Zu Nr. 3 der Bekanntmachung. 

Als Stelle zur Prüfung der Nützlichkeit der beabſichtigten Verwendung des Ab- 
findungskapitals wird der Landrat (im Regierungsbezirk Sigmaringen der Oberamtmann), 
in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, desjenigen Kreiſes (Stadtkreiſes) beſtimmt, in dem der 
für die Verwendung in Betracht kommende Grundbeſitz belegen iſt. In der Provinz Han⸗ 
nover treten die Magiſtrate der Städte, denen die Verwaltung der Polizei und die Wahr⸗ 
nehmung der Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung zuſteht, an die Stelle der Landräte. 

Die Prüfung der perſönlichen Verhältniſſe (vergl. Nr. 5 Abſ. 1, 2 dieſer Anweiſung) 
erfolgt außerdem durch die für den Wohnort (Aufenthaltsort) des Antragſtellers zuſtändige 
amtliche Fürſorgeorganiſation, die ihr Gutachten mit den dazugehörigen Unterlagen an die 
nach Abſ. 1 zuſtändige Prüfungsſtelle abzugeben hat. | 
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Grundlegende Vorausſetzung für die Gewährung von Kapitalabfindung ift nach dem 
Geſetze, daß das Geld zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grund⸗ 
beſitzes verwendet werden ſoll. Die Prüfung hat demgemäß feſtzuſtellen, ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzung vorliegt. 8 

Der Erwerb eigenen Grundbeſitzes kann insbeſondere darin beſtehen, daß der Antrag⸗ 
ſteller ein ländliches oder ſtädtiſches Grundſtück aus freier Hand erwirbt oder daß er ſich 
auf einem ſolchen Grundſtücke mit Hilfe eines gemeinnützigen Bau⸗ oder Siedlungsunter⸗ 
nehmens anſiedelt. Der Beitritt zu einem Bau- oder Siedlungsunternehmen zu dem Zweck, 
eine Wohnung zu mieten oder ein Grundſtück zu pachten, reicht nicht aus. 

In welcher Rechtsform der Grundbeſitz erworben werden ſoll, iſt belauglos. Ins⸗ 
beſondere iſt auch die Form des Rentenguts oder des Erbbaurechts zugelaſſen. 

Daß der zu erwerbende Grundbeſitz mit einem Wohnhaus verſehen iſt oder verſehen 
werden ſoll, iſt zwar im Geſetze nicht ausdrücklich ausgeſprochen. Da das Geſetz aber, 
wie ſich aus feiner Begründung ergibt, die Seßhaftmachung auf eigener Scholle fördern 
will, wird in der Regel das Vorhandenſein oder die Errichtung eines Wohnhauſes voraus- 
geſetzt werden müſſen. 

Der Grundbeſitz ſoll zur Befriedigung des eigenen Wohnbedürfniſſes oder zur 
Ausübung des eigenen Geſchäftsbetriebs dienen. Die Erbauung oder der Erwerb von 
hauptſächlich zur Vermietung beſtimuten Häuſern kann nicht in Betracht kommen. 


4. 5 
Unter die Maßnahmen zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes im 
Sinne des Geſetzes ſind insbeſondere zu rechnen die Eutſchuldung oder die ſonſtige Ver- 
beſſerung der Schuldverhältniſſe des Grundſtücks (a. B. die Umwandlung einer kündbaren 
Hypothek in eine unkündbare Abtragshypothek), der Aufbau oder die Wiederherſtellung 
von Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäuden, die Vergrößerung leiſtungsunfähigen oder leiſtungs⸗ 


ſchwachen Grundbeſitzes durch Zukauf geeigneter Landflächen, die Vervollſtändigung von 


landwirtſchaftlichem Inventar, die Ausführung von Meliorationen und dergleichen. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, daß dieſe Maßnahmen nicht nur nützliche und zweckmäßige Verbeſſerungen 
darſtellen, ſondern daß ſie die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Sinne einer nachhaltigen 
Stärkung des Grundbeſitzes weſentlich beeinfluſſen. 


) Hehl. S. 385. 


Die Prüfung hat ſich darauf zu erſtrecken, ob die nützliche Verwendung des Geldes 
in der Perſon des Antragſtellers gewährleiſtet iſt. Hierfür kommen. alle ſeine perſönlichen 
und wirtſchaftlichen (Geſundheits⸗, Berufs⸗, Vermögens, Familien⸗) Verhältniſſe in Betracht. 
Handelt es ſich beiſpielsweiſe um den Erwerb landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes, ſo wird 
zu unterſuchen ſein, ob der Autragſteller an ſich und, insbeſondere bei verminderter körper⸗ 
licher Leiſtungsfähigkeit, nach Zahl, Arbeitsfähigkeit und Vorbildung ſeiner Familienmit⸗ 
glieder, nach feinen Vermögensverhältniſſen uſw. für den Erwerb eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks überhaupt geeignet und bejahendenfalls, welche Beſitzgröße für ihn augemeſſen 
iſt. Kommt der Erwerb einer Gartenſtelle in Frage, deren Ertrag zum Lebensunterhalte 
des Antragſtellers nicht ausreicht, ſo wird u. a. zu ermitteln ſein, ob und inwieweit nebeu⸗ 
bei die ländliche, gewerbliche oder Heimarbeit geleiſtet werden muß und nach den Fähig⸗ 
keiten des Antragſtellers und ſeiner Angehörigen geleiſtet werden kann, und welche Aus⸗ 
ſichten und Gelegenheiten in der betreffenden Gegend hierfür gegeben ſind. Dabei wird 
es von Wert ſein, wenn nicht bloß eine, ſondern eine gewiſſe Mannigfaltigkeit von Arbeits- 

elegenheiten vorhanden iſt. ö f en 
"a Die 1 von 105 Leiſtungsfähigkeit des Antragitellers in geſundheitlicher Be⸗ 
ziehung wird ſich in der Regel aus der von der Militärbehörde veranlaßten ärztlichen 
Unterſuchung gewinnen laſſen. Gegebenenfalls iſt eine beglaubigte Abſchrift des bei den 
zerſorgungsakten des Bezirkskommandos befindlichen ärztlichen Gutachtens einzuholen. 

Ferner iſt zu prüfen, ob das zu erwerbende Grundſtück nach ſeiner Zweckbeſtimmung 
eine angemeſſene Lage, Größe und Beſchaffenheit hat, ob der vom Antragſteller zu zahlende 

aufpreis und die ſonſtigen Kaufbedingungen angemeſſen, ob die Hypothekenverhältniſſe ge— 
regelt ſind und dergleichen mehr. 
6. 

Mit Rückſicht auf die beſonderen Ziele des Geſetzes iſt ferner zu prüfen, welche Maß⸗ 
nahmen vorzuſehen ſind, um einerſeits die erſtmalige beſtimmungsgemäße Verwendung und 
die dauernde Erhaltung des Verwendungszwecks zu ſichern und um andererſeits für den 
Fall der Vereitelung des Zweckes die Rückzahlung der Abfindungsſumme ſicherzuſtellen 
A bis 8 des Geſetzes). Die Rückzahlung iſt auch Vorausfetzung für das etwaige Wieder⸗ 
aufleben der erloſchenen Verſorgungsgebührniſſe nach §9 des Geſetzes. Bei Abfindungs⸗ 
auträgen von Witwen iſt nach Nr. 3 nf. 3 der Bekanntmachung zu verfahren. Außer den 
im Geſetz ausdrücklich genannten Sicherungsmaßregeln (Veräußerungs- und Belaſtungs⸗ 
verbot, Eintragung einer Sicherungshypothek) können auch andere (z. B. Bürgſchaften) in 

rage kommen 
t Die Antragſteller find ü 1 Zweck dieſer Maßnahme aufzuklären. Gegebenenfalls 
1 ihnen SE e SECH der in Betracht kommenden Beſchränkungen 
* am wenigſten läſtig zu wählen ſein wird. 799 
begründen CR te Geſeheeh. gsmabregel abgeſehen werden Io, jo iſt dies beſonders zu 
Schließlich gehört hierher ie Prüfung der Frage, an wen die Kapitalabfindun 
auszuzahlen iſt, ob GE Re ne oder, was die Regel fein 
E e ſeine Rechnung an einen Dritten, z. B. an den Grundſtücksverkäufer oder den 
Hypothekengläubiger, und welche Friſt für ihre Verwendung zu gewähren iſt. 


7. 

Der Prüfungsſtelle bleibt es überlaſſen, ſich die Kenntnis von den Verhältniſſen des 
Antragſtellers und des Grundbeſthes su en wie und ſoweit es ihr erforderlich er- 
ein, Zu dieſem Zwecke wird fie ſelbſttätig Ermittelungen anzuſtellen und die für den 
Nachweis der Nützlichkeit der beabſichtigten Verwendung des Abfindungskapitals erforder⸗ 
lichen Unterlagen (3. B. Grundſtücksangebote, Kauf⸗ oder Bauverträge, Baupläne, Koſten⸗ 
anſchläge, Grundbuch- und Kataſterauszüge und dergl.) von den Behörden oder vom 
Antragſteller einzufordern haben. Auch wird eine Anhörung von Landwirtſchaftskammern, 
uren Handwerkerkammern, Fachvereinen und ähnlichen Organiſationen in Frage 


Es ſollen folgende Stellen angehört werden: 


a) ſoweit es ſich un eine Anſiedlung durch Rentengutsgründung handelt, in der 
Regel der Spezialkommiſſar; iſt der Rentengutsausgeber ein als gemeinnützig 
anerkanntes Siedlungsunternehmen, ſo genügt deſſen Anhörung; 
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b) ſoweit es ſich um den Erwerb durch Beitritt zu einem gemeinnützigen Bauunter⸗ 
nehmen handelt, die provinziellen Vereine für Kleinwohnungsweſen oder die 
Reviſionsverbände der Baugenoſſenſchaften. 

c) fällt fort. 

Im Falle des Beitritts des Antragſtellers zu einem gemeinnützigen Bau⸗ oder 
Siedlungsunternehmen hat die Prüfungsſtelle eine Beſcheinigung über die Gemeinnützigkeit 
des Unternehmens einzuholen. Dieſe Beſcheinigung wird erteilt vom Regierungspräſidenten, 
ſoweit es ſich um ein gemeinnütziges Bauunternehmen, vom Oberpräſidenten, ſoweit es ſich 
um ein gemeinnütziges Siedlungsunternehmen handelt. 


rn N 
Nach Abſchluß ſeiner Prüfung verfährt der Landrat (Bürgermeiſter, Magiſtrat) nach 
Nr. 3 Abſ. 4 der Bekanntmachung. Er erteilt die dort vorgeſchriebene Beſcheinigung und 
überreicht ſie mit dem Gutachten der Fürſorgeorgauiſation und mit den feiner Prüfung 
zugrunde liegenden Unterlagen unmittelbar der Militärbehörde, von der das Prüfungs⸗ 
erſuchen ergangen iſt. 


Fällt fort. 


SE 


: 
Zu Nr. 5 der Bekanntmachung. ü 

Die Abfindungsſumme ift auf Veranlaſſung der für den Antragſteller zuſtändigen 
Penſionsregelungsbehörde durch die für die Zahlung der Verſorgungsgebührniſſe beſtimmte 
Kaſſe an den im Beſcheide der oberſten Militärverwaltungsbehörde bezeichneten Empfangs⸗ 
berechtigten zu zahlen und der Generalmilitärkaſſe (für Marine- und Schutztruppenange⸗ 
hörige der Reichshauptkaſſe) in üblicher Weiſe aufzurechnen. Iſt die Auszahlung nach 
dem Beſcheid an die Erfüllung von Vorausſetzungen geknüpft, ſo muß vor der Zahlung 
von der mit der Ausführung der Entſcheidung beauftragten Stelle (Nr. 11) beſcheinigt 
werden, daß die Zahlung erfolgen kann. Ulber den Empfang hat der Abfindungsberechtigte 
Quittung zu leiſten, auch wenn die Zahlung an Dritte zu leiſten iſt. 

Mit Zuſtimmung des Abfindungsberechtigten kann die Abfindungsſumme für ihn an 
eine geeignete Bank oder Sparkaſſe mit der Maßgabe gezahlt werden, daß er über das 
Kapital nur mit Einwilligung der mit der Ausführung der Entſcheidung beauftragten 
Stelle verfügen darf. Dieſe Form der Auszahlung wird ſich namentlich dann empfehlen, 
wenn die Verwendung des Kapitals in Teilbeträgen beabſichtigt iſt. 

Rentenempfänger haben das Rentenbuch der Penſionsregelungsbehörde vorzulegen. 
Dieſe trägt einen Vermerk über die Bewilligung und Zahlung der Abfindung und über 
den Zeitpunkt des Erlöſchens der abgefundenen Verſorgungsgebührniſſe in das Rentenbuch 
ein und überſendet Abſchrift dieſes Vermerks der im Beſcheide genannten Stelle. 


8 11. 

Zu Nr. 6 der Bekanntmachung. 2 
Zur Ausführung der Entſcheidung und zur Überwachung der weiteren nützlichen 

Verwendung wird der Landrat (Bürgermeiſter) der belegenen Sache beſtimmt. 

Ergibt ſich, daß die von der oberſten Militärverwaltungsbehörde feſtgeſetzte Friſt zur 
beſtimmungsmäßigen Verwendung (8 7 des Geſetzes) nicht ausreichend bemeſſen iſt, fo hat 
die Überwachungsſtelle eine Verlängerung der Stift anzuregen. 

Die Überwachungsſtelle hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, um ſich von einer 
etwaigen Gefährdung oder Vereitelung des Verwendungszwecks rechtzeitig Kenntnis zu 
verſchaffen. Soweit es ſich insbeſondere um ländliche Verhältniſſe handelt, werden die 
Gemeinde⸗(Guts⸗)vorſteher oder andere geeignete Vertrauensmänner anzuweiſen fein, von 
wichtigen Veränderungen, auffälligen Vorkomnmiſſen u. dergl. dem Landrat Mitteilung 
zu machen. 
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Über Beobachtungen allgemeiner Natur, die die Landräte (Bürgermeiſter) bei der 
Erledigung ihrer Aufgaben zur Ausführung des Kapitalabfindungsgeſetzes machen, ſowie 
über etwa ſich ergebende Zweifelsfragen grundſätzlicher Art iſt im Zivildienſtweg an den 
beteiligten Reſſortminiſter zu berichten. 


am 1. April d. Is. außer Kraft. Sie ſpäter durch anderweitige Beſtimmungen zu erſetzen, 
behalte ich mir vor. 

Im Auftrage. 
III 1240. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). e 


Rechnungsnachweiſungen der Krankenkaſſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 28. Februar 1919. 

Da die Erſchwerung in der Geſchäftsführung der Krankenkaſſen im weſentlichen noch 
fortbeſteht und es dieſen wie in den Vorjahren vielfach auch im laufenden Jahre nicht 
möglich fein wird, den Rechnungsabſchluß und die Nachweiſungen dem Verſicherungsamt 
bis zum 1. März einzureichen, hat der Reichsminiſter des Arbeitsamts im Einverſtändnis mit 
mir den Kaſſenvorſtänden allgemein geſtattet, den Rechnungsabſchluß und die Nachweiſungen 
für das Geſchäftsjahr 1918 erſt zum 1. April 1919 beim Verſicherungsamt einzureichen. 

Ich erſuche, die Verſicherungsämter hiervon zu verſtändigen. 

1 Im Auftrage. 
III 1372. v. Meyeren. 
An den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg und die Herr 


en Regierungspräſidenten. 
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4. Angeſtelltenverſicherung. 
Verſicherungspflicht der Angeſtellten der Krankenkaſſen ($ 98. Geſ.). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 24. Februar 1919. 
Nachdem durch die Verordnung vom 5. Februar 1919 (RGBl. S. 181) der 8 359 


Abſ. 1 bis 5 der Reichsverſicherungsordnung aufgehoben worden iſt, wird der zweite Abſatz 


des Runderlaſſes vom 2. Juni 1913 über die Verſicherungspflicht der Krankenkaſſenange⸗ 
ſtellten (H MBl. S. 442) dahin abgeändert, daß die Beamteneigenſchaft nicht mehr die 
Vorausſetzung für die Befreiung der Krankenkaſſenangeſtellten von der Verſicherungspflicht 
nach § 9 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 bildet, die 
Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente kann indes auch ferner nur für ſolche 
Perſonen als gewährleiſtet im Sinne des § 9 a. a. O. angeſehen werden, die im Dienſte 
der Krankenkaſſen auf Lebenszeit oder unwiderruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt 
angeſtellt ſind. Im übrigen ſind für die Befreiung dieſer Perſonen von der Angeſtellten⸗ 
verſicherung nach $ 9 a. a. O. die gleichen Grundſätze entſprechend anzuwenden, die nach 
den Erlaſſen des Herrn Miniſters des Innern vom 23. November 1912 und vom 24. 
Dezember 1912 (HMBL 1912 S. 597 und 1913 ©. 10) und vom 22. Mat 1913 (HM Bl. S. 405) 
in dieſer Hinſicht für die Gemeindeangeſtellten gelten. 

Soweit Kaſſenangeſtellte in Betracht kommen, denen die Verſicherungsfreiheit nach 
$ 9 Abſ. 3 des Augeſtelltenverſicherungsgeſetzes ſchon bisher zuſtand, die aber bei An⸗ 
wendung der 88 9 bis 11 der Verordnung vom 5. Februar 1919 und der vorſtehenden 
Grundſaͤtze wieder verſicherungspflichtig werden würden, überlaſſe ich es der dortſeitigen 
Prüfung, ob nach Lage des Einzelfalls die Auwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenen⸗ 
rente auch ferner als gewährleiſtet angeſehen werden kann. 


Ich erſuche Sie, hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 
Im Auftrage. 
III. 1228. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 
5 - 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Unterricht über das Umſatzſteuergeſetz und die Buchführung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 20. Februar Ni 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. November v. J. (HMBL. S. 285). 


Von dem Umſatzſteuergeſetze nebſt Ausführungsbeſtimmungen ſtehen mir Abdrucke zur 


Abgabe an die Fortbildungsſchulen nicht mehr zur Verfügung. Sofern ſolche noch für die 
Schulen des dortigen Bezirks gebraucht werden, können ſie von Carl Heymanns Verlag, 
Berlin, Mauerſtraße, bezogen werden. 

Im Auftrage. / 
IV. 906. Dr. v. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Anſtellung und Beſchäftigung von Gewerbe⸗ und Handelslehrern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 28. Februar 1919. 


Infolge des unglücklichen Kriegsausganges iſt eine Anzahl von Handels⸗ und Ge⸗ 
werbelehrern gezwungen worden, aus dem Auslande nach der Heimat zurückzukehren, an- 
dere haben die zurzeit von unſeren Feinden beſetzten deutſchen Gebiete verlaſſen müſſen. 
Außerdem beendet eine größere Anzahl von Gewerbelehrern, die in der Mehrzahl Kriegs⸗ 
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teilnehmer, zum Teil Kriegsverletzte find, im März d. Is. die ordnungsmäßige Ausbildung 
am Seminarkurſus in Charlottenburg. Ein weiterer Gewerbelehrerkurſus für Kriegsteil⸗ 
nehmer, die 1914 ihre Ausbildung unterbrechen mußten, wird Michaelis abgeſchloſſen ſein. 

Es iſt Pflicht der Heimat, nach Möglichkeit dafür zu ſorgen, daß die Vertriebenen, 
die Kriegsperletzten und die Kriegsteilnehmer angemeſſene Beſchäftigung finden. Das ift 
auf dem Gebiete des gewerblichen und kaufmänniſchen Schulweſens leichter als ſonſt zu 
verwirklichen, da noch ein übergroßer Teil des Unterrichts von nebenamtlichen Kräften er⸗ 
teilt wird. So ſchätzenswert ihre Mitarbeit iſt, ſo bedeutet es doch in der Regel einen 
weſentlichen ſachlichen Fortſchritt, wenn hauptamtliche Kräfte beſchäftigt werden. 

Ich erſuche Sie daher, dahin zu wirken, daß die Stellen von Handels- und Gewerbe⸗ 
lehrern, die während des Krieges freigeworden ſind, wieder beſetzt und daß die in vielen 
Gemeinden vorhandenen Beſtrebungen, neue planmäßige Stellen zu ſchaffen, auf jede Meife 
gefördert werden. Auch dort, wo zur Zeit neue Kräfte nicht planmäßig angeſtellt werden 
können, wird es vielfach möglich fein, Gewerbe- und Handelslehrer mit voller Stundenzahl 
zu beſchäftigen, insbeſondere auch an Stelle von nebenamtlichen Lehrern, die infolge des 
Krieges ausgeſchieden ſind. Auch die vielfach eingerichteten Kurſe für Arbeitsloſe und 
Kriegsbeſchädigte werden ein geeignetes Tätigkeitsgebiet für Gewerbe: und Handelslehrer fein. 

Eine Liſte der augenblicklich zur Verfügung ſtehenden Lehrkräfte füge ich bei.) An⸗ 
fragen wegen der Anſtellung und Beſchäftigung von Gewerbe- und Handelslehrern ſind 
an das Landesgewerbeamt zu richten. Über den Erfolg Ihrer Bemühungen erfuche ich 
Sie, bis zum 30. April d. Is. zu berichten. 

Im Auftrage. 
IV 1157. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


) Die Liſte gelangt hier nicht zur Veröffentlichung. 
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VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

8 Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Preußiſchen Regierungs- und 

Gewerberäte und Vergbehörden für 1914 bis 1918“ wird im April d. J. in der 

Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Für ihren Bezug iſt folgendes zu beachten: 

Wegen der Papierknappheit werden nur ſoviel Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis 
zur Drucklegung beſtellt ſein werden. Die Beſtellungen nimmt die Direktion der Reichs⸗ 
druckerei, hier SW. 68, Oranienſtraße 91, bis zum 31. März d. J. entgegen. Der genaue 
Preis des Werkes kann erſt feſtgeſetzt werden, wenn deſſen Umfang feſtſteht. Er wird, 
ſobald dies der Fall iſt, bekannt gemacht werden. Wenn das Werk, wie zu erwarten iſt, 
ungefähr 50 Bogen umfaßt, wird er für einen broſchierten Abdruck 12,25 M und für einen 
in Ganzleinen gebundenen Abdruck, 14,50 A betragen. Die Koſten für Verpackung und 
Abſendung trägt die Reichsdruckerei, die Portokoſten der Sendungen müſſen die Beſteller 
tragen. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob broſchierte oder gebundene Abdrucke des 
Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei der Überſendung von der Reichsdruckerei 
durch Nachnahme erhoben werden. 75 

Die Jahresberichte werden diesmal in erſter Linie eine Darſtellung des Einfluſſes 
des Krieges auf alle die Gebiete des gewerblichen Lebens bringen, die den 
Gegenſtand der amtlichen Wirkſamkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten und ihrer 
regelmäßigen Jahresberichte bilden. 


Arbeiterausſchüſſe, Angeſtelltenausſchüſſe, Schlichtungsausſchüſſe und 
Sicherheitsmänner. Die Verordnungen der Reichsregierung vom 23. Dezember 1918 
und vom 18. Januar 1919 ſowie der Preußiſchen Regierung vom 4. Januar 1919 mit 
Ausführungsbeſtimmungen und den einſchlägigen Beſtimmungen des preußiſchen Allgemeinen 
Berggeſetzes, herausgegeben von Dr. jur. Wilhelm Schlüter, Oberbergrat. Verlag von 
Hermann Bellmann, Dortmund. 
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